Dr. Hans-Peter Brenner 05.05.2005

Marx is in the air?!
Wie “antikapitalistisch“ ist die gegenwartige Debatte um die Miintefering-Rede*

Wisste man nicht, das wir im Jahre 2005 leben, 15 Jahre nachdem Kohl-Minister Norbert Blim
das Ende der DDR mit dem triumphierenden Satz ,Marx ist tot kommentierte, so kénnte man
glauben, wir befanden uns zu Beginn der 70ger Jahre des letzten Jahrhunderts.

Seit 14 Tagen ist jedenfalls ahnlich wie damals das Wort ,Kapitalismus* in fast allen Medien
mindest so haufig zu finden, wie der Name Michael Schumacher.

Was fiihrt dazu, dass die ,Frankfurter Rundschau“ einen mehrseitigen Bericht mit der Uber-
schrift aufmachte ,Marx is in the air*?

Ist es nur das zeitweilige Aufflammen einer oberflachlichen Kontroverse um einen verzweifelten
Versuch von Muntefering kurz vor der offenkundig verlorenen NRW - Wahl noch einmal das
Steuer rumzureif3en, um einige letzte SPD Wahler zurlickzugewinnen? Oder steckt vielleicht,
wie auch spekuliert wird, schon die Vorbereitung auf eine kiinftige Rolle in der Opposition da-
hinter?

An diesen Fragen will ich mich aber nicht abarbeiten.

Mir, und der DKP geht es eher um Uberlegungen, die sich an der Resonanz auf die besagten
AuRerungen festmachen.

1. War die Miuntefering-Schelte antikapitalistisch?

2. Was ware denn eigentlich ,antikapitalistisch?* Die falsche Trennung von ,raf-
fendem*® vs. ,schaffendem” Kapital

3. Worlber miusste man sich eigentlich aufregen?

4. Macht es Sinn nicht nur auf ein ,Anti“ sondern auch auf ein ,Pro® zu orientie-
ren? ,Pro“ mit der Nachsilbe , sozialistisch*?

ad 1. War die Miuntefering-Schelte antikapitalistisch?
In der ,jungen Welt" vom 02.05.2005 konnte man lesen:

.In breitenwirksamen Medien werden die Attacken des SPD-Chefs Franz Mintefering derzeit
als »Kapitalismuskritik« bezeichnet, gar mit Karl Marx in Verbindung gebracht. Tatséchlich ha-
ben seine Auslassungen mit ersterem wenig und mit letzterem gar nichts zu tun.”

Ich stimme dem zu und frage ,Was genau kritisiert Mintefering:?*
a) Die Kritik an den ausléandischen ,Heuschrecken*®

Aus reiner Profitgier wiirden auslandische Investoren und Fonds-Vertreter wie "Heuschrecken"
Uber deutsche Unternehmen herfallen, sie ausweiden und anschlieBend wieder ihrer Wege
gehen.

In einem internen Papier wurde den SPD-Abgeordneten erlautert, es gebe Finanzholdings,
deren Ziel sei es nicht, Unternehmen langfristig weiterzufiihren, sondern sie innerhalb weniger
Jahre zu verwerten.

In dem Papier werden folgende Aufkauferfirmen namentlich genannt: KKR, Goldman Sachs,
Apax, Carlyle, BC Partners, Advent, WCM, CVC, Permira, Saban Capital oder Blackstone. Die-
sen Gesellschaften gehdren immerhin rund 5 000 Firmen mit 400 000 Beschaftigten. Wie diese
tiber Unternehmen herfallen und sie ausschlachten ist in der Tat skandalds:

Beispiel Siemens Nixdorf: KKR und Goldman Sachs kaufen 1999 90 Prozent der Anteile. Im
Frihjahr 2004 lassen sie sich 160 Mill. Euro als ,eine Art Dividende* auszahlen, heil3t es in
dem Papier. Vom Erlés des Bérsengangs 2004 in Hohe von 350 Mill. Euro gehen 225 Mill. an
die Investoren, nur 125 Mill. Euro bleiben im Unternehmen.

L unter Nutzung eines aktuellen Argumentationspapiers von verdi in den Abschnitten 3 und 4



Beispiel Klockner Werke: Anfang 2001 erwirbt WCM die Mehrheit des durch Bilanzféalschun-
gen bei einer Tochter in Probleme geratenen Unternehmens. In der Folge verkauft WCM Un-
ternehmensteile. Allein der Verkauf der Folientechnik bringt mit 925 Mill. Euro mehr, als WCM
die Ubernahme gekostet hat.

Beispiel Telenovis: Trotz eines Beschaftigungspakts mit 12,5 Prozent Lohnverzicht entlasst
der Erwerber KKR fast die Halfte der 8 000 Beschaftigten. Uber ein Geflecht von Subfirmen
entzieht KKR dem Unternehmen Finanzmittel und schwéacht so die Ertragskraft, lautet der Vor-
wurf.

Beispiel Duales System: KKR kauft das Entsorgungsunternehmen offiziell fur 807 Mill. Euro.
Tats&chlich erhalten die Anteilseigner (Metro und andere) davon 260 Mill. Euro. Mit dem Rest
zahlt KKR stille Gesellschafter aus und Haltepramien an bisherige Kunden, heif3t es.

(HANDELSBLATT, Montag, 02. Mai 2005, 08:43 Uhr)

Das Papier enthalt keinerlei ausdriicklichen Schuldzuweisungen. Kein Wunder! Denn die SPD-
Spitze spurt den wachsenden Unmut in der Bevolkerung, der sich gegen ihre eigene Wirt-
schafts- und Sozialpolitik richtet.

Aus parteipolitischem Kalkil hat Mintefering eine gezielt auf bestimmte kapitalistische ,Aus-
wichse* — und dann auch primér von ausléndischen Firmen verantwortet - beschrankte Dis-
kussion angestol3en.

Gleichzeitig verschweigt Mintefering, dass es seine Regierung ist, die zu solchen ,Heuschre-
cken® - Attacken geradezu einladt, weil sie tUber Verlustabschreibungen und Investitionshilfen,
solche Praktiken Uberhaupt erméglicht.

Dass Muntefering bei seiner 1. Mai-Rede mit Eiern beworfen wurde, zeigt, dass sein Kalkil in
diesem Punkt nicht aufgeht. Die von der SPD enttduschten Menschen wissen, wem sie die
soziale Misere mitzuverdanken haben.

ad 2. Was ware denn eigentlich , antikapitalistisch?“ Die falsche Trennung von ,raffen-
dem” vs. ,schaffendem” Kapital

Zur faschistischen Demagogie der 20er Jahre gehorte die Polemik der Hitler-Partei gegen das
craffende (judische) Kapital“ oder auch die ,Wall-Street-Magnaten.

Die materielle Warenproduktion — das Herz der kapitalistischen Produktionsweise und Basis
jeglicher Okonomie blieb weitgehend unbehelligt, damit auch die Drahtzieher und politischen
Hinterm&nne der Nazi-Partei aus der Grof3industrie an Rhein und Ruhr.

Ich will nun beileibe nicht Minteferings Positionen mit dieser alten Propagandamasche vom
guten (deutschen) ,schaffenden” und bdsen (judisch) ,raffendem Kapital” gleichsetzen.

Dahinter steckt bei ihm eine vollig verfehlte Analyse der 6konomischen Verhaltnisse der wich-
tigsten Mechanismen des Kapitalismus. Die Beziehung zwischen Finanzwelt und materieller
Produktion wird auseinander gerissen. Muntefering — und nebenbei gesagt aber auch einige
Theoretiker von ATTAC - gehen davon aus, dass sich Finanzspekulation und frei flottierendes
»Abenteurerkapital® oder auch , Casino-Kapital“ problemlos von den anderen 6konomischen
Vorgangen im Kapitalismus trennen und bekampfen lieRen. Das ist falsch und widerspricht den
elementarsten Grundmechanismen der kapitalistischen Produktionsweise.

Es ist vonnoten hier einige Grundbegriffe der kapitalistischen Okonomie zumindest zu erwah-
nen wie: Mehrwert, Kapitalverwertung, technische und organische Zusammensetzung des Ka-
pitals, Profitrate Industrie-, Bank- und Finanzkapital.

Worum geht es im Kapitalismus?

.Der Sinn der kapitalistischen Produktion liegt in der Kapitalverwertung. Sie setzt die Akkumula-
tion von Mehrwert voraus, die bei héherer organischer Zusammensetzung des Kapitals zum
Fall der Profitrate fuhrt." (Lehrbuch Politische Okonomie des Kapitalismus, Berlin 1980, S. 287)

Mit der Entwicklung des Kapitalismus entstanden in der materiellen Produktion immer grol3ere
Produktionseinheiten. In enger Wechselwirkung und Verbindung mit diesem Prozess, der
schlieBlich zur Entstehung von monopolkapitalistischen Betrieben der zuerst mechanisierten
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und schliel3lich automatisierten industriellen Grof3produktion fuhrte, vollzog sich auch eine ge-
waltige Konzentration und Zentralisation des Bankkapitals. Das war schlief3lich auch die Grund-
lage fur die Entstehung des Bankkapitals und der sich in Riesendimensionen steigernden nati-
onalen und internationalen Geschéfts- und Kreditbanken.

Es waren und sind in erster Linie die gewachsenen Grof3enordnungen der Produktivkrafte und
die Dominanz der Monopole in der Industrie, die auch zu véllig neuen Dimensionen des Fi-
nanzbedarfs und damit auch der Kapitalakkumulation fihrten.

,Um den neuen GréfRenordnungen an die Kapitalmobilisierung gerecht zu werden, waren neue
GroRenordnungen im Bankkapital erforderlich. ... das den Klein- und Mittelunternehmen in der
Industrie entsprechende Privatbankhaus mit dem persdnlichen vermdgen des Alleineigenti-
mers als Kapitalbasis konnte solchen Ansprichen nicht gentigen. ... Der Anstol3 zur Beschleu-
nigung der Bankzentralisation durch die Monopolisierung in der materiellen Produktion erfolgte
auch in der Weise, dass sie grof3en Industrieunternehmen ihr freies Geldkapital bei bestimmten
bevorzugten Banken deponierten, was deren Positionen gegeniber den brigen Banken stark-
te und sie in die Lage versetzte, den Konkurrenzkampf in der Bankwelt zu ihren Gunsten zu
entscheiden.” (Lehrbuch a.a.O., S. 465)

Im Imperialismus, dem Stadium des Kapitalismus, der durch die Vormachtstellung des 6kono-
mischen Monopols charakterisiert wird, erfolgte dann die wechselseitige Verschmelzung von
Industrie — und Bankkapital zum sog. ,Finanzkapital“. Dies ist nach Lenins Imperialismustheorie
ein Prozess der ,Verschmelzung oder Verwachsen der Banken mit der Industrie — das ist die
Entstehungsgeschichte des Finanzkapitals und der Inhalt dieses Begriffs.” (LW Bd. 22, S.230).

Im Unterschied dazu hatte der seinerzeitige bedeutende sozialdemokratische Imperialismus-
forscher Rudolf Hilferding das Finanzkapital definiert als “Kapital in der Verfugung der Banken
und in der Verwendung der Industriellen.” ( R. Hilferding: das Finanzkapital, Berlin 1955, S.
336).

Mit dieser Definition, die Lenin als ,unvollstandig und oberflachlich® kritisiert hatte, wird weder
das eigentliche Wesen des Finanzkapitals erfasst und es wird eigentlich nur der Bereich er
Zirkulationssphére dabei bertcksichtigt. Finanzkapital wird einfach mit Bankkapital gleichge-
setzt. ,Der im modernen Monopolkapitalismus erfolgte Prozess des Auf- und Ausbaus stabiler
und umfassender Beziehungen zwischen GrolRbanken und anderen Finanzunternehmen wie
Versicherungskonzernen Hypothekenbanken, Investmenttrusts einerseits sowie Industriekon-
zernen, GrolRunternehmen des Handels- und Transportwesens, Grundstiicks- und Wohnungs-
gesellschaften, Pressekonzernen usw. andererseits stellen den von den Monopolen gepragten
Zusammenhang zwischen den verschiedenen Gliedern der kapitalistischen Wirtschaft eines
imperialistischen Landes her.“(Lehrbuch: Polit. Okonomie, a.a.O., S. 470)

Im hoch entwickelten Monopolkapitalismus — oder auch ,Imperialismus” — dominiert in den 6-
konomischen Beziehungen sowohl national wie international zwar das Finanzkapital, aber es
entsteht nicht jenseits und unabhangig von der Sphéare der materiellen Produktion. Es entsteht
aus der organischen Verbindung zwischen Industrie- und Bankkapital.

Materielle Produktion, Spekulation und Investition sind im entwickelten Kapitalismus nicht von-
einander zu trennen.

Wenn man Kritik an der Okonomie (ibt, muss man das System mit seiner Verwertungs- und
Profitlogik als Ganzes im Blick behalten, man kann nicht nur Uber die Spitze des Eisberges
reden, man muss schon den ganzen Eisberg analysieren.

Man muss den Selbstzweck des Kapitalismus entlarven, bis zum Ende aller Zeiten aus Geld
mehr Geld zu machen den Anteil des Kapitals am gesellschaftlichen produzierten Mehrwert
immer groRer werden zu lassen und diejenigen, die durch ihre Arbeit den Reichtum der Gesell-
schaft schaffen, die Lohnarbeiterschaft, mit Almosen abzuspeisen.

Die Besonderheit der jetzigen Abart des Finanzkapitals besteht darin, dass es sich in immer
groRerem MalRe dabei nicht um echtes Geldvermégen handelt, dem ein Gegenwert in Form
konkreter Waren und Produkte, Edelmetalle, Devisen, Beteiligungen an Grund und Boden oder
Aktienanteilen an realen Betrieben gegentibersteht.



Es werden Aktien und andere Papiere in kinstlich in Kursh6hen manipuliert, die von keiner
realwirtschaftlichen Aktivitat mehr gedeckt sind. Diese Scheinvermdgen lassen die Wirtschaft
gesunder aussehen, als sie ist. Sobald sich allerdings die Aktienkurse als Uberbewertet her-
ausstellen, kracht das Kartenhaus zusammen.

Dann gerat — wie bei der grol3en Weltwirtschaftskrise 1929 oder beim Platzen der ,grof3en Bla-
se" in Japan in den spaten 70er Jahren auch die Warenproduktion in den Strudel und wird mit
in den Abgrund gerissen.

Ohne eine wirklich grundlegende Kritik an den Gesetzen der kapitalistischen Produktionsweise
bleiben die Menschen weiterhin in struktureller Abhangigkeit von Kapitalmacht und kapitalisti-
scher Ausbeutung befangen. Eine Kiritik, die nur die allergrébsten Auswiichse des Kapitalismus
benennt, ohne deren Ursachen auch nur im Ansatz aufzudecken, bedeutet, gegen eine Krebs-
erkrankung mit Kopfschmerztabletten vorgehen zu wollen.

3. Worlber misste man sich eigentlich aufregen?
Aufregen muss man sich tber die Politik der Bundesregierung:

Die von ihr angeprangerte Tatigkeit der Finanzinvestoren, die jetzt als heuschreckenartig be-
jammert wird, ist gerade durch das jingste Finanzmarktférderungsgesetz der Bundesregie-
rung erheblich erleichtert worden. Die in Deutschland bislang verbotenen spekulativen Hedge-
fonds sind tberhaupt erst durch die rot-griine Regierung zugelassen worden. Noch bis in aller-
jungste Zeit hatten SPD-Politiker zum Beispiel im Fall von Wincor Nixdorf nichts AnstoRiges
entdecken kénnen. Im Gegenteil: ,Bei einem Besuch des inzwischen bdrsennotierten Konzerns
vor zwei Wochen (so die Financial Times Deutschland vom 29.04.2005) hatten Muinteferings
Parteifreund und nordrhein-westfalischer Arbeitsminister Harald Schartau die Entwicklung des
Anlagenherstellers euphorisch gelobt: "Die Entwicklung dieses Unternehmens ist fast ohne
gleichen, einfach sensationell”, zitierte die "Neue Westfalische" den SPD-Politiker. So schnell
l&sst sich das Vertrauen, das die SPD seit ihrer Regierungsibernahme 1998 durch ihre Politik
im Interesse des Kapitals bei ihnren Anhangern verloren hat, nicht zuriickgewinnen.

Aufregen muss man sich tUber die Reaktionen der Kapitalistenverbénde:

Beschwichtigend der Présidenten des Arbeitgeberverbandes Gesamtmetall, Martin Kannegie-
Ber: Die von Muntefering genannten Beispiele von Investoren, die "wie Heuschrecken" Betrie-
be abgrasten, passierten vor allem in Amerika und Asien. Selbstkritisch der BDI-Prasident Jir-
gen Thumann, der Fehler und ein "Glaubwurdigkeitsproblem” der Unternehmen einrdumte.
Thumann machte die Unternehmen fir die dramatische Lage im Osten mitverantwortlich, weil
Uberlebensfahige Betriebe nicht saniert worden seien. Er forderte mehr "vorbildliches Verhal-
ten" der Unternehmen. Sie mussten sich ihrer sozialen Verantwortung stellen, bevor sie Ar-
beitsplatze abbauten.

Dagegen der Préasident des Verbandes der Automobilindustrie, Bernd Gottschalk: "Wir wer-
den keine neuen Arbeitsplatze schaffen, wenn wir Unternehmen attackieren und Risikokapital
populistisch zu Teufelszeug erklaren®, so Gottschalk gegenuber der "Frankfurter Allgemeinen.

Die Stellungnahme von Thumann sei ,Anbiederung bei der SPD", so die "Frankfurter Allgemei-
ne Sonntagszeitung” (v. 01. Mai 05). Und auch Commerzbank-Chef Klaus Miller, der BMW-
Vorstandsvorsitzende Helmut Panke und Postchef Klaus Zumwinkel warnen vor den negativen
Folgen der Kapitalismusdebatte.

Aufregen muss man sich lUber die sog. SPD-Linke:

Die SPD-Fuhrung hat sich mit der Kapitalismusdebatte, die sie zun&chst nur angestol3en hat,
um sich zumindest verbal wieder links von der Opposition aus CDU/CSU und FDP zu positio-
nieren, der Erwartung der Lohnabhangigen ausgesetzt, dass ihren Worten nun auch Taten
folgen.

Doch schon wiegelt der stellvertretende SPD-Fraktionschef Michael Muller wieder ab: "Wir er-
arbeiten keinen Masterplan zur Zahmung des Kapitalismus. Wir denken Uber verschiedene
Maflnahmen nach, die zum Teil schon bekannt sind: die Birgerversicherung, Mindestléhne, die
Offenlegung von Managergehaltern und die Auftragsvergabe".



Die Fraktion werde sich intensiv damit befassen. Es handele sich nicht um Wahlkampf. "Fur
uns bleibt das Thema auf der Tagesordnung", weshalb Uber die Einrichtung einer Arbeitsgrup-
pe nachgedacht werde. Und zum Problem der lahmenden Konjunktur infolge zu niedriger
LohnabschlUsse ist vorerst nur ein schwacher Appell zu vernehmen: "Die Arbeitgeber sollen
bei den Tarifverhandlungen nicht immer nur blockieren, sondern den Leuten wieder den ver-
dienten Anteil an den steigenden Gewinnen auszahlen" verlangte Mdller in der "Bild am Sonn-
tag" (v. 1. Mai 2005). Dies alles ist aber, wie Bundeswirtschaftsminister Wolfgang Clement be-
tont, nicht mit einem Abschied von der rot-griinen Reformpolitik verbunden.

Aufregen muss man sich tber zu niedrige Léhne:

Arbeitslosengeld gibt es nur noch fir hdchstens zwdlf Monate. Plus sechs Monate fiir Gber 55-
Jahrige. Bisher waren es bis zu 32 Monate. Der Durchschnittsverdiener verliert 14.000 Euro.
Nach Auslaufen des Arbeitslosengeldes droht der sofortige Absturz auf das Niveau der Sozial-
hilfe; verpackt als ,Arbeitslosengeld II“. Wenn der Partner oder die Partnerin noch Einkommen
hat, gibt es meist gar nichts. Erspartes wird den Erwerbslosen angerechnet. Die Bundesregie-
rung findet Vermégensteuer nur gut zur ,Besteuerung” der Erwerbslosen! Der soziale Abstieg
ist vorprogrammiert. Selbst hoch qualifizierte Leute kdnnen sich als Wuirstchenverkaufer wie-
derfinden.

Seit zehn Jahren bleiben die Lohnsteigerungen hinter dem Zuwachs der Produktivitat und der
Preise zurtck; ein Minus von 10 Prozent.

So fehlt vor allem Kaufkraft. Und die Politiker wundern sich tber die zu schwache Binnennach-
frage. An dieser Entwicklung wird sich nach der jingsten Prognose der Institute nichts &ndern.
Bereits 2004 wurde das Wachstum ausschlieBlich vom AuRenbeitrag (Uberschuss im AuRRen-
handel mit Gutern und Dienstleistungen) und Vorratsveranderungen getragen, trotz eines star-
ken Euro und steigenden Preisen fir Energieimporte. Privater und staatlicher Konsum sowie
die Investitionen stagnierten. Nach der Prognose soll dies, in abgeschwachter Form, so blei-
ben.

Die Ursache hierfur liegt in der schwachen Binnennachfrage. Hierfir ist die Lohnentwicklung
der wichtigste Faktor.

Trotz dieser Zusammenhange empfehlen die Institute, die gescheiterte Politik der letzten Jahre
fortzusetzen. Die Institute fordern auch weiterhin Lohnsteigerungen unterhalb von Inflationsra-
ten und Produktivitatszuwachs.

Diesen Empfehlungen entsprach bisher auch die Politik der Regierung Schroder/Fischer. Die
Lohnstiickkosten sanken, Unternehmenssteuern wurden gesenkt, die sozialen Sicherungssys-
teme kraftig gerupft, die Staatsquote sank und die Gewinne sprudelten kraftiger denn je. An-
geblich sollte diese Politik zu mehr Wirtschaftswachstum und Beschaftigung fuhren. Doch die
Konjunktur lahmte trotzt eines Miniaufschwungs 2004. Die Arbeitslosenzahlen sind weiter stan-
dig gestiegen.

,Die Globalisierung” ist keine Begrindung fir immer neue Runden des Sozial- und
Lohnabbaus.

Deutschland ist 2004 wieder Exportweltmeister geworden. Wie bereits 2003.

Die Weltwirtschaft wachst seit Jahren nur sehr schwach. Die meisten Lander kdnnen ihre An-
teile am Welthandel nur schwer halten. Die Anteile der USA und von Grof3britannien gingen
sogar zuriick. Nur der deutsche Anteil steigt und steigt. Ein Zehntel aller weltweit exportierten
Guter kommt heute aus Deutschland.

Zu wenig Auftrdge im Inland sind das Problem fir die Unternehmen. Nicht zu hohe Kosten. Zu
hohe Léhne? Fehlanzeige! Mit zu hohen Léhnen kénnte Deutschland niemals Exportweltmeis-
ter sein. Die Lohnerh6hungen gehéren seit Jahren zu den niedrigsten in Europa. Deutschland
hat kein Kostenproblem, sondern ein Nachfrageproblem!

Vier Funftel der Beschéftigten arbeiten flr den einheimischen Bedarf, aber nur ein Flnftel ar-
beitet fir den Export. Nur immer neue Exportrekorde fuhren die Wirtschaft nicht aus der Stag-
nation. Sogar die Financial Times Deutschland schreibt: ,Langere Arbeitszeiten oder Lohnkr-



zungen zielen auf eine Senkung der Lohnkosten im Vergleich zum Ausland. Liegt aber das
aktuelle Konjunkturproblem an der schwachen Inlandsnachfrage, dann missen andere Losun-
gen her.”

Der Standort Deutschland hat sich fur die DAX-30-Unternehmen 2004 so richtig ausgezahlt:
Die Gewinne wurden mehr als verdoppelt! Auf fast 36 Milliarden Euro innerhalb eines Jahres.
Unternehmen wissen (iberhaupt nicht wohin mit dem vielen Geld. Uber 15 Milliarden Euro wer-
den an die Aktionare ausgeschittet. Sie sparen davon das meiste. Die Gewinne von heute sind
die Investitionen und Arbeitsplatze von morgen — heil3t es. Fehlanzeige: 35.000 Arbeitsplatze
haben die DAX-30-Unternehmen vernichtet.

Um elf Prozent stiegen die Einkommen der Unternehmen und Vermdgensbesitzer im Jahr 2004
an. Ein Rekordzuwachs! Das ist die bei weitem starkste Steigerung seit mehr als 20 Jahren,
wenn man die Preissteigerungen beriicksichtigt. Die Arbeitnehmereinkommen ,stiegen” um 0,0
(") Prozent. Gleichzeitig wuchsen die Produktivitdt und die Preise weiter an. Die Tariflohnerho-
hungen waren zu gering. Millionenfach wurde Lohnverzicht erzwungen. Immer mehr Minijobs
und Niedriglohne. Die Lohnkosten sind im letzten Jahr kraftig gefallen. Im Verhaltnis zur Wert-
schopfung sind sie geradezu abgestirzt. Noch nie in den letzten Jahrzehnten war die reale
Lohnkostenbelastung der Wirtschaft so niedrig. Noch nie haben die Unternehmer an ihren Be-
schéftigten so viel Geld verdient!

Nicht Standortprobleme sind, wie oft behauptet wird, die Ursache der Misere auf dem Arbeits-
markt. Zentrales Problem ist die schwache Binnennachfrage! Sicher wurden Arbeitsplétze in
die neuen EU-Lander Osteuropas verlagert. Es wurde Druck auf die Beschéftigten ausgetbt.
Aber insgesamt hat der Handel mit den neuen EU-Landern erhebliche Vorteile gebracht fir die
deutsche Volkswirtschaft gebracht.

Die Lieferungen aus Deutschland in diese Lander stiegen in 2004 um fast neun Prozent. Dage-
gen legten die Importe aus den Beitrittslandern nur um ein Prozent zu. Der Exportiiberschuss
lag bei mehr als drei Milliarden Euro! Arbeitsplatzverluste und -gewinne zusammengefasst er-
geben mindestens 30.000 Arbeitsplatze, die durch den Handel mit den EU-Ostlandern gesi-
chert bzw. geschaffen wurden. Im Ubrigen sind insgesamt die Investitionen deutscher Unter-
nehmen im Ausland nach einem kurzen Anstieg Ende der 90er Jahre seither Jahr fur Jahr ge-
sunken. ,Es gibt keinen Trend zu steigenden Investitionen im Ausland” erklarte der Direktor des
Instituts der deutschen Wirtschaft, Michael Hither, am 25. Januar 2005 in der Financial Times
Deutschland. Der wichtigste Grund fur Auslandsinvestitionen sei die ErschlieRung neuer Mark-
te ist. Die Entwicklung von neuen und Verbesserung von bereits etablierten Produkten sei am
angestammten Ort oft vorteilhafter umzusetzen.

Aufregen muss man sich tber die die Reichen beglinstigende Steuer- und Finanzpolitik

2000 wurde begonnen, in der Einkommensteuer den Spitzensteuersatz zu senken. Insbeson-
dere um mittelstdndische Unternehmen von Steuerzahlungen zu entlasten. Ein Jahr spéater
folgte die Korperschaftsteuer. Aus den geplanten 8 Milliarden Euro Entlastung machten die
Aktiengesellschaften und GmbHs 23 Milliarden Euro. Durch diese Entlastungen sollten Investi-
tionen angeregt und Arbeitsplatze geschaffen werden. Die Erwartung war, dass mit niedrigeren
Steuersdtzen mehr Geld in die Staatskasse fliel3t.

Unternehmer und Kapitalbesitzer freuten sich Uber die Steuergeschenke. Aber zusatzliche In-
vestitionen waren vielen zu risikoreich, da die Nachfrage fehlte und fehlt. Kurz vor Weihnachten
2003 beschlossen Rot-Griin und die konservative Opposition eine Steuersenkung, damit die
Menschen endlich mehr Geld zum Konsumieren haben. Sylvester 2003 knallten die Champag-
nerkorken besonders laut. Allerdings bei den Oberen 20.000. So viele haben namlich eine Mil-
lion Euro oder mehr zu versteuern. Ihnen wurden 2004 tber 30.000 Euro geschenkt. Beim
Durchschnittsverdiener mit 30.000 Euro Jahreseinkommen betrug die Entlastung gerade etwas
mehr als 400 Euro.

Fir viele war die Steuer“reform” 2004 ein Minus: Die Entfernungspauschale sank von 36 auf 30
Cent pro Kilometer. Die Eigenheimzulage wurde um 30 Prozent gekiirzt. Ein Dauerbrenner
waren die teilweise steuerfreien Schichtzuschlage. Fir viele Arbeithehmerfamilien war die Bi-
lanz negativ. Das Geschenk fir die Reichen kostete die Staatskasse fast drei Milliarden Euro.



In den letzten 25 Jahren wurden Unternehmen und Reichen immer mehr Steuern erlassen.
Ehedem haben sie Uber 30 Prozent des Steueraufkommens gezahlt, heute sind es kaum noch
14 Prozent.

Weshalb soll es eigentlich Vermdgenden nicht zumutbar sein, eine 1-prozentige Vermdgens-
steuer zu zahlen? Bei einem Freibetrag von 500.000 Euro? In Verbindung mit einer reformier-
ten Erbschaftssteuer konnten so 20 Milliarden Euro zusatzlich eingenommen werden.

Einkommensmillionare missen ab 2005 im Vergleich zu 1998 100.000 Euro weniger Steuern
im Jahr zahlen. Die 6ffentlichen Kassen kostet dies tber acht Milliarden Euro. Die Steuerpolitik
von CDU/CSU stellt dem Einkommensmilliondr noch einmal 60.000 Euro als Geschenk in Aus-
sicht. Das ganze wird getarnt als ,Steuervereinfachung®. Die Steuerquote, der Anteil der Steu-
ern an der gesamten Wirtschaftsleistung, ist in den letzten Jahren auf einen historischen
Tiefstand gesunken.

Nach den Schéatzungen soll sich dies weiter fortsetzen. Der Riickgang gegenlber der Steuer-
guote von 2000 um 2,6 bzw. 2,7 Prozentpunkte entspricht Einnahmeausfallen von tiber 57 Mrd.
Euro in 2004 und 61 Mrd. Euro in 2005. Ohne diese Einnahmeausfélle wére die Einhaltung der
Defizit-Kriterien von Maastricht kein Problem gewesen. Wenn die seit 1998 laufende ,Steuerre-
form* 2005 abgeschlossen ist, werden Einkommensmillionare tber 100.000 Euro weniger
Steuern zahlen. So viel verdienen die meisten bei weitem nicht!

Gemessen am Bruttoinlandsprodukt gibt es kaum ein anderes Land, das so wenig fir die 6f-
fentliche Versorgung ausgibt. In der Kanalisation, die immer mehr verrottet, fiihlen sich die Rat-
ten immer wohler. Dafir wird es fur unsere Kinder in Schulen mit bréckelndem Putz und immer
haufigerem Unterrichtsausfall ungemdtlicher. Handwerker, die Bauwirtschaft und andere Be-
triebe bekommen immer weniger 6ffentliche Auftrage. Die, die sie noch erhalten, werden immer
schleppender bezahlt — klagt das Handwerk. Auch so kann man viele Betriebe in die Pleite trei-
ben und Arbeitsplatze vernichten.

Die massiven steuerlichen Entlastungen fur Unternehmen und Hochverdiener im Rahmen des
,grodten Steuersenkungsprogramms der deutschen Nachkriegszeit* (Hans Eichel) haben —
entgegen den Versprechungen — gerade nicht dazu gefuihrt, dass es zu mehr Investitionen und
Arbeitsplatzen gekommen ist. Im Gegenteil. Einzig die Gewinne sind explodiert. Statt Investiti-
onen gab es hohere Aktienkurse. Die Steuereinnahmen, auf die der Staat verzichtet hat und
die er so dringend brauchte, sind in die Finanzmarkte geflossen.

Mehr als 60 Milliarden Euro Steuergeschenke erhielten Aktiengesellschaften und GmbHSs in
den letzten vier Jahren. Zeitweise haben sie bei der Kérperschaftsteuer sogar noch Erstattun-
gen erhalten. Auch im Januar 2005 kassierten sie wieder 180 Millionen Euro Rickerstattungen.
Und das, obwohl die Gewinne so richtig sprudeln. Bestétigt haben die gigantischen Geschenke
aber eines: Steuerentlastungen fur Unternehmen taugen nicht als Investitionsanreiz. Denn
zeitgleich mit den Steuersenkungen sind die Investitionen auf breiter Front zurtickgegangen.

Aufregen muss man sich Uber Hartz IV

Der neue Armuts- und Reichtumsbericht zeigt, wie dringlich eine Wende in der Wirtschafts- und
Finanzpolitik ist. Doch mit Hartz IV sollen rund 2,5 Milliarden Euro bei den Langzeitarbeitslosen
eingespart werden. Viele Langzeitarbeitslose werden in die Armut abstiirzen. Die Zumutbar-
keitsregeln fur Arbeitslose fihren nur zu Elend und Lohndumping. Gleichzeitig werden Besser-
verdienenden und Reichen ab 2005 rund 2,5 Milliarden Euro geschenkt. Das haben Regierung
und Opposition vorgesehen. Ab Januar 2005 soll namlich der Spitzensteuersatz noch einmal
gesenkt werden - von 45 auf 42 Prozent. Wirden die geplanten Steuergeschenke fir Reiche
zurickgenommen, dann kénnte auch Hartz IV entfallen. Warum missen Einkommensmilliona-
ren erneut knapp 30.000 Euro Steuern im Jahr erlassen werden? Wahrend der Durchschnitts-
verdiener mit 30.000 Euro Jahreseinkommen gerade einmal 150 Euro weniger zahlen soll.
ver.di fordert seit langem, den Spitzensteuersatz wieder auf 47 Prozent anzuheben. Die Forde-
rung einiger Ministerprasidenten ihn zumindest bei 45 Prozent zu belassen, ist richtig. Da sich
auch der CDU-Ministerprasident von Sachsen-Anhalt hierflr ausspricht, bestehen Chancen
diese Anderung im Bundesrat durchzubringen.



Aufregen muss man sich tber die wachsende Armut

Die Politik der rot-griinen Bundesregierung hat die Situation in Deutschland insgesamt ver-
schlechtert. Brauchte es noch eines Beweises, dann ist es der neue Armuts- und Reichtumsbe-
richt der Bundesregierung von Anfang 2005.

Dies zeigt sich nun aber auch in dem immer weiteren Auseinanderklaffen von Einkommen und
Vermogen: Die Armen werden mehr und noch armer und die Reichen immer reicher.

Das gesamte Nettovermogen ist in Deutschland zwischen 1998 und 2003 um knapp 20 Pro-
zent von 4,2 Billionen Euro auf rund funf Billionen Euro gestiegen.

Die Mehrheit der Bevoélkerung hat von diesem Zuwachs nichts abbekommen. Im Gegenteil: lhr
Anteil am Gesamtvermdgen ist gefallen.

Bereits vor zehn Jahren war die Vermoégensverteilung extrem ungleich. Heute sieht es noch
schlimmer aus. 1993 besalien zehn Prozent der reichsten Haushalte bereits fast 45 Prozent
des gesamten Nettovermdgens. 2003 sind es mit knapp 47 Prozent noch einmal gut zwei Pro-
zentpunkte mehr.

Dieser Zuwachs bei den Reichen auf Kosten der Armen gegangen ist. Die a&rmsten zehn Pro-
zent der Haushalte hatten bereits 1993 nicht nur Uberhaupt kein Vermdgen, sondern waren
verschuldet.

400.000, gerade ein halbes Prozent, verfiigen tber 25 Prozent des Geldvermdgens! Insgesamt
ist die Gesellschaft beim Nettogesamtvermdgen hdchst gespalten.

Die reichsten 50 Prozent hatten mit 96,0 Prozent im Jahr 1993 bereits fast alles, die unteren 50
Prozent mit 4,1 Prozent fast nichts. Zehn Jahre spéater sieht es noch schlimmer aus: Die obere,
reiche Halfte der Haushalte hat ihren Anteil noch einmal auf 96,3 Prozent erhohen kdnnen,
wahrend die untere, armere Halfte bei einem Anteil von nur noch 3,8 Prozent am Vermogen
gelandet ist.

Sofern ,Vermdgen* Uberhaupt vorhanden ist, besteht es bei den meisten Menschen aus Er-
sparnissen fur geplante groRere Ausgaben wie ein Auto, eine Ferienreise oder zur Verbesse-
rung des Lebensstandards im Alter. Manche sparen auch fir ein eigenes Haus oder wohnen
bereits in den eigenen vier Wanden. Fir den weit Uberwiegenden Teil der Bevolkerung sind
daher die regelméRigen Einkommen entscheidend fir den Lebensstandard. Dazu gehoren Ein-
kommen aus unselbststandiger und selbststandiger Arbeit, aus Vermdgen sowie aus Transfer-
einkommen wie Kindergeld, Arbeitslosenunterstiitzung oder die Rente.

Um Armut auch international vergleichen zu kénnen, hat man sich auf bestimmte Definitionen
geeinigt. Eine vierképfige Familie gilt somit in Deutschland als arm, wenn sie mit insgesamt
weniger als 1.970 Euro im Monat auskommen muss. Davon missen alle Ausgaben wie Le-
bensunterhalt, Miete, Kleidung, Schulblicher oder die Kosten einer Klassenfahrt bestritten wer-
den.

Die Armutsschwelle von knapp 940 Euro ist die Obergrenze, an der Armut gemessen wird.
Viele Menschen missen mit weitaus weniger Geld auskommen. Zwei Prozent der Bevolkerung
haben hdchstens 600 Euro monatlich zur Verfligung.

Fur Kinder ist es besonders schwer, mit Einschrénkungen leben zu missen. Sie wollen mit den
Freundinnen und Freunden in der Schule mithalten. Doch wovon sollen Eltern einen Scout-
Schulranzen, die Handy-Rechnung, begehrte Turnschuhe von Kangaroo oder gar eine Klas-
senfahrt bezahlen, wenn das Geld so schon hinten und vorne nicht reicht?

Gemessen am laufenden Einkommen ist die Armut in den letzten 30 Jahren in den alten Bun-
desléndern kontinuierlich angestiegen. Entsprechende Daten aus der Vergangenheit der neuen
Lander liegen nicht vor. In Westdeutschland gelten gut 12 Prozent, in Ostdeutschland tber 19
Prozent der Bevolkerung als arm.

Im Durchschnitt ergibt dies fir Gesamtdeutschland eine Armutsquote von 13,5 Prozent gegen-
Uber gut zwolf Prozent im Jahr 1998. 15 Prozent aller Kinder wachsen in Armut auf. Bei den
Jugendlichen sind es sogar fast 20 Prozent. Kinder und Jugendliche sind Uberproportional von



Armut betroffen: 19 Prozent aller Jugendlichen oder fast jede/r flinfte lebt in Armut. Gegentber
1998 ist das ein Anstieg um fast ein Drittel. Auch bei Kindern bis 15 Jahre ist der Anteil mit 15
Prozent Uberdurchschnittlich. Familien mit Kindern und zwei Elternteilen stehen noch ver-
gleichsweise gut da: Paare mit zwei Kindern sind sogar seltener arm als der Durchschnitt der
Bevolkerung. Nur bei Paaren mit einem Kind oder mit drei und mehr Kindern liegt das Armuts-
risiko bei rund 14 Prozent und damit leicht Gber dem Durchschnitt. Die Hauptursache fir Kin-
derarmut ist die hohe Armut in Familien von Alleinerziehenden. Kein Trost kann sein, dass der
Anteil der Armen in dieser Gruppe konstant geblieben ist. Er liegt nach wie vor sehr hoch bei
mehr als einem Drittel. Uber 90 Prozent der Alleinerziehenden sind Frauen. Die verbreitete
Armut in Ein- Eltern-Haushalten ist deshalb auch ein wesentlicher Grund fur die héhere Armut
von Frauen.

Gesundheit: Wir zahlen die Zeche
Aufregen muss man sich lUber die Lligen mit den ,Lohnnebenkosten”

Die Sozialversicherungs-Beitrage sind in den letzten 20 Jahren von 16 Prozent auf tber 20
Prozent gestiegen. Und standig drohen weitere Erhéhungen.

Die Ursache fir diese gestiegenen sog. Lohnnebenkosten ist folgender:

Der Anteil der L6hne und Gehdlter am Bruttoinlandsprodukt ist gesunken und die Arbeitslosig-
keit gleichzeitig gestiegen. Folglich muss die Sozialversicherung aus einem kleiner geworde-
nen Anteil des Bruttoinlandsprodukts finanziert werden. Auch die ,Minijobs" belasten die Sozi-
alkassen, weil keine vollen Beitrage gezahlt werden. Damit steigen die Beitrage jedes einzel-
nen Beschaftigten, ohne dass sich die Kosten der Sozialversicherung insgesamt nennenswert
erhoht haben.

Ferner ist eine weitere Belastung der Sozialversicherung die Uberwalzung von Aufgaben, die
eigentlich als allgemein gesellschaftliche vom Staat zu erbringen sind. Dies sind aber nicht die
irrefihrend als ,versicherungsfremd” bezeichneten Leistungen, die im Wege der solidarischen
Umverteilung erbracht werden — wie zum Beispiel die kostenlose Mitversicherung von Famili-
enangehdrigen!

Es sind vielmehr Leistungen zur Finanzierung der Deutschen Einheit. ,Durch das Verlagern
von Teilen der finanziellen Vereinigungsfolgen in den Bereich der Sozialversicherung wurde
das System der solidarischen Absicherung tGber Gebihr beansprucht und damit in Misskredit
gebracht.” (DIW-Wochenbericht 40/1997)

Die Beitrage konnten fast drei Prozentpunkte niedriger liegen, wenn die Kosten der Sozialver-
sicherungen durch Steuern aufgebracht worden waren. Die Beitragssatze sind nicht gestiegen,
weil zu hohe Leistungen die Sozialversicherung Uberfordern, sondern weil ihnen unter anderem
gesamtgesellschatftlich zu I6sende Aufgaben aufgebirdet wurden.

Seit langem behaupten Unternehmer und viele Politiker, dass hohe Lohnkosten fiir Krise und
Arbeitslosigkeit verantwortlich sind. Wére die Arbeit billiger, wirden mehr Menschen in Lohn
und Brot kommen. Elegant erscheinen da Forderungen, die ,Lohnnebenkosten” — Beitrdge der
Arbeitgeber vor allem zu den Sozialversicherungen der Beschaftigten — zu senken. Zuletzt pla-
dierte auch Heide Simonis, die inzwischen abgewdahlte Ministerprésidentin der SPD-gefuhrten
Landesregierung von Schleswig-Holstein, Anfang 2005 fir die Senkung der ,Lohnnebenkos-

ten®.

Tatsachlich ist es gleich, ob man die ,Lohnnebenkosten” oder gleich die L6hne senkt. Sobald
man die gesamtwirtschaftlichen Folgen einbezieht, wird klar:

Lohne sind nicht nur Kosten. Sie bestimmen gleichzeitig die gesamtwirtschaftliche Nachfrage.

Ebenso wie sinkende Lohne vermindern sinkende ,Lohnnebenkosten” die gesamtwirtschaftli-
che Nachfrage. Die Beitrdge zur Sozialversicherung flie3en Uber die Sozialversicherungen di-
rekt in Form von Arbeitslosengeld oder Renten den Haushalten zu, die damit ihre Nachfrage
finanzieren. Oder mit ihnen werden Sachleistungen wie Rollstiihle oder Krankenhausaufenthal-
te finanziert. Kiirzungen fihren also sofort zu Einschnitten bei der Binnennachfrage. Die zentra-



le Frage lautet: Hat Deutschland tberhaupt ein Lohnproblem? Die Antwort ist: Ja! Aber nicht in
Form zu hoher, sondern zu niedriger Léhne!

ad 4. Macht es Sinn nicht nur auf ein ,Anti“ sondern auch auf ein ,Pro“ zu orientieren?
,Pro“ mit der Nachsilbe , sozialistisch“?

Fur das Einkommen der Lohnabhangigen darf nicht die birgerlichen Theorien tber Produktivi-
tat und Wettbewerbsfahigkeit mafigebend sein. Die Forderungen des klassenorientierten
Kampfes der Gewerkschaften und sozialen Bewegung sollten von den ZEITGEMASSEN BE-
DURFNISSEN der Arbeiterfamilien ausgehen. Dazu liegen u.a. von progressiven Wirtschafts-
wissenschaftlern, wie der ,Memorandum Gruppe“, ausgearbeitete Forderungen vor.

Sie enthalten folgende Uberlegungen:
1. Kiirzere Arbeitszeiten

Arbeitszeitverkiirzung fuhrte in der Vergangenheit zu neuen Arbeitsplatzen und damit zu Ent-
lastungen auf dem Arbeitsmarkt.

Nach Berechnungen des Instituts fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) ist die Jahresar-
beitszeit der Arbeithehmer zwischen 1960 und 1981 um rund 20 Prozent zurlickgegangen, d.h.
um knapp 1 Prozent pro Jahr. Allein durch die Arbeitszeitverkirzung im Jahr 1979 konnte fir
rund 820.000 Personen Beschétftigung erhalten oder geschaffen werden.

Berechnungen der Bundesanstalt fir Arbeit und des Deutschen Instituts fur Wirtschaftsfor-
schung (DIW) fir den Zeitraum von 1985 bis

1998 kommen auf 700.000 bis eine Million zusatzliche Arbeitsplatze durch Arbeitszeitverkur-
zungen.

Der Gesamtbeschaftigungseffekt von 1960 bis Ende der 1990er Jahre belauft sich auf insge-
samt etwa 8 Millionen Arbeitsplatze. Da der Prozess der Arbeitszeitverkiirzung in Westdeutsch-
land mit minus 0,8 Prozent in 1994, minus 0,6 Prozent in 1995 und nur noch minus 0,3 Prozent
in 1996 praktisch zum Stillstand gekommen ist, kann nicht verwundern, dass die Arbeitslosig-
keit seitdem auf hochstem Niveau stagniert.

Eine Verlangerung der durchschnittlichen Wochenarbeitszeit von 37,8 auf 40,4 Stunden bei
gleichem Lohn wirde, wie eine Studie der Citigroup und Untersuchungen der Bundesagentur
fur Arbeit ergeben haben, bis 2008 zu erheblichen Beschaftigungsverlusten von bis zu zwei
Prozent. Zwei Prozent weniger Beschaftigung wegen Verlangerung der Arbeitszeit bedeutet die
Vernichtung von fast 800.000 Arbeitsplatzen.

2. H6here Lohne

Seit 1997 blieben die Lohne in Deutschland mit durchschnittlich 1,9 Prozent pro Jahr weit hinter
dem Durchschnitt des Euroraums mit 2,7 Prozent zuriick. Gleiches gilt fur die Entwicklung der
Lohnstilickkosten, die den Produktivitdtsanstieg mit berlcksichtigen. Hier betragt der Anstieg in
Deutschland seit 1997 durchschnittlich nur 0,5 Prozent pro Jahr, wahrend der EU-Durchschnitt
bei einem Prozent liegt. Hierdurch wurde die internationale Wettbewerbsposition zweifellos
verbessert — aber massiv auf Kosten der Binnennachfrage. Dies ist der Grund, warum trotz
immer neuer Exportrekorde sowohl das Wachstum gesunken, als auch die Arbeitslosigkeit wei-
ter gestiegen ist. Die Wachstumsschwéche in Deutschland und die weiter gestiegene Arbeits-
losigkeit bestehen trotz international konkurrenzloser Wettbewerbsféahigkeit.

3. Hohere Besteuerung der Unternehmen und Reichen

Wiedererhebung der Vermogensteuer mit einem Freibetrag von 500.000 Euro. Héhere Besteu-
erung grof3er Erbschaften. Das bringt alleine 20 Milliarden Euro. Ein Spitzensteuersatz mit
mindestens 47 Prozent. Auf keinen Fall noch tiefer als die jetzt vereinbarten 45 Prozent. Re-
form der Gewerbe- und Gewinnsteuern, die sicherstellt, dass die Unternehmen wieder ange-
messen zur Finanzierung der 6ffentlichen Aufgaben beitragen.

4. Soziale Sicherungssysteme, die ihrer Aufgabe gerecht werden.
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5. Offentliche Investitionen

Vor allem brauchen wir einen massiven Ausbau des Erziehungs- und Bildungsbereiches, sowie
des Gesundheitswesens.

Diese MalRnahmen bilden ein auch von Kommunisten heute zu unterstiitzendes Paket.
Die DKP hat dariber hinausgehende Forderungen und konkrete Vorstellungen entwickelt.
Diese sind in den Beschliissen des letzten Parteitages der DKP publiziert.

Dariber hinaus sehen wir aber — und das ist weitergehend als das Programm der ,Memoran-
dum*” Gruppe - die Notwendigkeit, auf einen BRUCH MIT DER Kapital-Logik insgesamt zu ori-
entieren.

Als Partei mit einer sozialistisch-kommunistischen Gesamtkonzeption, sagen wir:

Die halbherzige und lauwarme Kritik Minteferings an einigen Auswiichsen des Kapitalismus
werden wir fir die Argumentation Uber unsere Vorstellungen fir unsere sozialistische Strategie
nutzen.

Dazu bietet der Entwurf eines neuen Parteiprogramms der DKP aktuell gute Argumente und
Diskussionsstoff.

11



	Dr. Hans-Peter Brenner 05.05.2005
	Wie “antikapitalistisch“ ist die gegenwärtige Debatte um die


